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5.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen genehmig- 
ten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2015/I) und die Schaffung eines 
neuen genehmigten Kapitals, teilweise mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Bezugsrechts (Genehmigtes Kapital 2017) sowie 
über die Änderung der Satzung

	 Die Satzung der Gesellschaft enthält gemäß Ziffern 6.1 bis 6.3 ein 
Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2015/I), das den Vorstand 
ursprünglich ermächtigte, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats bis zum 12. Januar 2019 einmalig oder 
mehrmals in Teilbeträgen um bis zu insgesamt EUR 1.025.000,00 ge-
gen Bar- und/ oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 1.025.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmig- 
tes Kapital 2015/I). Von dieser Ermächtigung ist im April 2017 und im  
Juli 2017 teilweise Gebrauch gemacht worden, so dass die Ermäch-
tigung, das Grundkapital zu erhöhen, nicht mehr in voller Höhe fort-
besteht.

	 Um es der Gesellschaft zu ermöglichen, auch in Zukunft etwaigen Kapi-
talbedarf flexibel zu decken, soll das vorstehend beschriebene geneh-
migte Kapital aufgehoben werden und ein neues genehmigtes Kapital 
(Genehmigtes Kapital 2017) geschaffen werden, das die bisherigen 
Möglichkeiten im Wesentlichen unverändert, aber mit längerer Lauf-
zeit und einem mit Blick auf das zwischenzeitlich erhöhte Grundkapital  
größeren Volumen fortschreibt.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

	 a)	 Das Genehmigte Kapital 2015/1 gemäß Ziffern 6.1. bis 6.3. der 
Satzung wird, soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch nicht aus-
genutzt, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nach-
folgend bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2017 in das  
Handelsregister aufgehoben.

	 b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. August 2022 
einmalig oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu insgesamt  
EUR 1.037.500,00 gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen durch Aus-
gabe von bis zu 1.037.500 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017). Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptver-
sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden 
ist, am Gewinn teil. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugs-
recht einzuräumen. Die Aktien können auch von einem oder mehre-
ren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 
auszuschließen:

		  -	 für Spitzenbeträge;

		  -	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien 
der Gesellschaft, für die bereits ein Börsenpreis besteht, zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages 
nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2017  
oder, sofern geringer, des bei Beschlussfassung über die Aus-
nutzung des Genehmigten Kapitals 2017 vorhandenen Grund-
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stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein.

TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses nebst Lagebericht 
zum 31. Dezember 2016 und des Berichts des Aufsichtsrats über 
das Geschäftsjahr 2016

	 Die vorgenannten Unterlagen liegen von der Einberufung an in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft am Sitz der Biosilu Healthcare AG, 
Thurn-und-Taxis-Platz 6, 60313 Frankfurt am Main, zur Einsicht durch 
die Aktionäre aus und werden jedem Aktionär auf Verlangen unentgelt-
lich und unverzüglich in Kopie überlassen.

	 Die vorgenannten Unterlagen sind für denselben Zeitraum auch im  
Internet unter

http://www.biosilu.com/en/investors-section/
annual-shareholder-meeting.html

	 zugänglich und werden zudem während der Hauptversammlung aus- 
	 liegen.

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2016

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016 am-
tierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu 
erteilen.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts- 
rats für das Geschäftsjahr 2016

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016  
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlas- 
tung zu erteilen.

4.	 Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die AIOS GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in Berlin, Geschäftsan-
schrift: Schönhauser Allee 10-11, 10119 Berlin, eingetragen im Handels- 
register des Amtsgerichts Charlottenburg unter HRB 72212 B, zum  
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 zu wählen.
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bei Beschlussfassung über die Ausnutzung des Geneh- 
migten Kapitals 2017 vorhandenen Grundkapitals nicht 
überschreiten. Auf diese Höchstgrenze von 10 % des 
Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräu-
ßert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur 
Bedienung von Options- und /oder Wandlungsrechten 
aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 
-genussrechten auszugeben sind, sofern diese Schuld-
verschreibungen oder Genussrechte während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

			      -		  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung  
von neuen Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unterneh-
men, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 
(einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) 
oder von anderen mit einem solchen Erwerb in Zusam-
menhang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern ein- 
schließlich Forderungen der Gesellschaft.

		  6.2		 Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ka-
pitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2017 und ihrer 
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

		  6.3		 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2017 entspre-
chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmi-
gten Kapital 2017 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen.“

Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung 
mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in 
Tagesordnungspunkt 5

Durch den Beschluss unter Tagesordnungspunkt 5 wird die bestehende Er-
mächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals, soweit diese noch nicht aus-
genutzt wurde, aufgehoben und durch eine neue fünfjährige Ermächtigung 
ersetzt. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in die 
Lage versetzt, auch künftig im Rahmen des genehmigten Kapitals flexibel 
auf Marktgegebenheiten zu reagieren und die Eigenkapitalausstattung der 
Gesellschaft den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen. 

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grund-
sätzlich ein Bezugsrecht, wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht gewährt 
werden kann. Es ist jedoch vorgesehen, den Vorstand zu ermächtigen, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrat das Bezugsrecht der Aktionäre in nachfol-
genden Fällen auszuschließen:

-	 Der Vorstand soll ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausgleich von Spit-
zenbeträgen auszuschließen. Für die Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen sind ausschließlich technische 
Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es dem Vorstand im Einzelfall er-
möglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen. Dies er-
leichtert die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätzlichen 
Aufwand. Der mögliche Verwässerungseffekt ist auf Grund der Be-
schränkung auf Spitzenbeträge gering. 

kapitals nicht überschreiten. Auf diese Höchstgrenze von 10 % 
des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Eben-
falls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- 
und /oder Wandlungsrechten aus Wandel- oder Optionsschuld-
verschreibungen oder -genussrechten auszugeben sind, sofern 
diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden;

		  -	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 
neuen Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich 
der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder von anderen mit 
einem solchen Erwerb in Zusammenhang stehenden einlagefä-
higen Wirtschaftsgütern einschließlich Forderungen der Gesell-
schaft.

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitaler-
höhung aus dem Genehmigten Kapital 2017 und ihrer Durchführung 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach voll-
ständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundka-
pitals aus dem Genehmigten Kapital 2017 entsprechend dem Um-
fang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2017 oder 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

	 c)	 Die Ziffern 6.1 bis 6.3 der Satzung werden insgesamt wie folgt neu 
gefasst:

		  „6.1	 Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. August 2022 
einmalig oder mehrmals in Teilbeträgen um bis zu insgesamt 
EUR 1.037.500,00 gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen durch 
Ausgabe von bis zu 1.037.500 neuen, auf den Inhaber lau-
tenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017). 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres 
an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch 
kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Den 
Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Die Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinsti-
tuten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des  
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in 
folgenden Fällen auszuschließen:

			      -		  für Spitzenbeträge;

			      -		  wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
Aktien der Gesellschaft, für die bereits ein Börsenpreis 
besteht, zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet und die 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 
insgesamt 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
des Genehmigten Kapitals 2017 oder, sofern geringer, des 
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sprechende vorteilhafte Angebote oder sich bietende Gelegenheiten 
reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft. Die Ermächtigung erstreckt 
sich insbesondere auf den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen soge-
nannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb von Gesellschaftsantei-
len, sowie auf den Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. 
die Übernahme eines Unternehmens oder Unternehmensteils mittels 
Erwerb der sie bestimmenden Vermögensgegenstände, Rechte, Ver-
tragspositionen und Ähnlichem. Die Möglichkeit, im Einzelfall Forder- 
ungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe von Aktien der Ge-
sellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, dass eine 
Belastung der Liquidität vermieden wird. Da eine Kapitalerhöhung in 
den vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in 
aller Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden. Zwar kommt es 
bei einem Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhan-
denen Aktionäre. Die Einberufung einer außerordentlichen Hauptver-
sammlung für jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus 
Kosten- und Zeitgründen nicht praktikabel und der Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen 
gegen Gewährung von Aktien nicht möglich, so dass die damit für die 
Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar 
wären. Um auch in solchen Fällen kurzfristig handlungsfähig zu sein, 
liegt es im Interesse der Gesellschaft, das Grundkapital durch Ausgabe 
neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen 
Sacheinlagen zu erhöhen.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichts-
rat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den 
aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der  
Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt 
und für angemessen.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Er-
mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine 
Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach 
Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Ge- 
sellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Ausgabebetrag für die neuen 
Aktien wird dabei jeweils vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
unter Wahrung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre fest-
gelegt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der  
Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten  
Kapital 2017 berichten.

-	 Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer Barkapitaler-
höhung mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu-
schließen, wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG). Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird 
voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 % des 
Börsenpreises zum Zeitpunkt der Festsetzung des Ausgabebetrages 
durch den Vorstand liegen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die Mög-
lichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio- 
näre gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag 
liegt damit im Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der 
Ermächtigung entspricht ca. 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft. 
Auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind Aktien an-
zurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. 
Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- 
und /oder Wandlungsrechten aus Wandel- oder Optionsschuldver-
schreibungen oder -genussrechten auszugeben sind, sofern diese 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit der 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Diese 
Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige Aktienplatzierung unter fle-
xibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in der Regel zu 
einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung 
mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein 
Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt 
werden muss. Damit wird dem Interesse der Gesellschaft und der 
Aktionäre Rechnung getragen. Der Vorstand soll mit dieser Form der 
Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die für die zukünftige Ge-
schäftsentwicklung erforderliche Stärkung der Eigenkapitalausstattung 
zu optimalen Bedingungen vornehmen zu können. Dadurch, dass der 
Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht wesentlich un-
terschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen 
Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe 
am Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhal-
tung seiner Beteiligungsquote Aktien am Markt zu annähernd gleichen 
Bedingungen erwerben, wie sie die Emission vorsieht. Der Vorstand 
wird den Ausgabebetrag so nahe an dem dann aktuellen Börsenkurs 
festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am 
Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktschonende Platzie-
rung der neuen Aktien bemühen. 

-	 Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die neuen Aktien 
gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen 
oder Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen 
(einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum 
Zwecke des Erwerbs von anderen mit einem Erwerb in Zusammen-
hang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern einschließlich For-
derungen gegen die Gesellschaft ausgegeben werden. Diese Ermäch-
tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus 
genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, in 
geeigneten Fällen Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
Unternehmensteile sowie Forderungen gegen die Gesellschaft gegen 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft zu erwerben oder sich mit an-
deren Unternehmen zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft 
hat damit ein Instrument, eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter 
Zuhilfenahme flexibler und liquiditätsschonender Finanzierungsmög-
lichkeiten zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch und erfolgreich auf ent-
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Hinweise der Gesellschaft

I.	 Teilnahmebedingungen

	 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind gemäß Ziffer 21.3 der Satzung der Gesellschaft nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bis spätestens zum Ablauf des 
24. August 2017 (24:00 Uhr) bei der Gesellschaft unter der nachste-
henden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse in englischer 
oder deutscher Sprache in Textform (§ 126b BGB) angemeldet haben: 

Biosilu Healthcare AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 633
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts ist nachzuweisen. Der Nachweis ist durch 
eine in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache 
erstellte Bescheinigung des depotführenden Kredit- oder Finanz-
dienstleistungsinstituts über den Anteilsbesitz zu erbringen. In Bezug 
auf solche Aktien, die zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht in einem bei 
einem Kreditinstitut geführten Aktiendepot verwahrt werden, kann die 
Bescheinigung auch von der Gesellschaft, einem Notar, einer Wertpa-
piersammelbank oder einem Kreditinstitut innerhalb der Europäischen 
Union ausgestellt werden. Der Nachweis hat sich auf den Beginn 
des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. den 10. August 2017  
(0:00 Uhr), zu beziehen (Nachweisstichtag) und muss der Gesell-
schaft unter der vorgenannten Adresse bis spätestens zum Ablauf des  
24. August 2017 (24:00 Uhr) zugegangen sein.

Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder 
Echtheit des Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu ver-
langen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form er-
bracht, kann die Gesellschaft den Aktionär von der Teilnahme an der 
Hauptversammlung und der Ausübung des Stimmrechts ausschließen.

II.	 Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die an der Hauptversammlung nicht persönlich teilnehmen 
möchten, können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch 
Bevollmächtigte ausüben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als 
eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen ge-
mäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG zurückweisen. Auch im Fall einer Stimm-
rechtsvertretung sind eine fristgerechte Anmeldung und ein Nachweis 
des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.

Gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG bedürfen die Erteilung der Vollmacht, 
ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft der Textform (§ 126b BGB). Aktionäre können für die Voll-
machtserteilung den Vollmachtsvordruck, den sie mit der Eintrittskarte 
nach Anmeldung erhalten, benutzen. Die Verwendung des Vollmachts-
formulars ist nicht zwingend; es ist ebenfalls möglich, dass Aktionäre 
eine gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen.

Wird ein Kreditinstitut, ein nach §§ 135 Abs. 10, 125 Abs. 5 AktG den 
Kreditinstituten gleichgestelltes Institut oder Unternehmen, eine Aktio-
närsvereinigung oder eine der Personen, für die nach § 135 Abs. 8 AktG 
die Regelungen des § 135 Abs. 1 bis 8 AktG sinngemäß gelten, be-

vollmächtigt, besteht das Textformerfordernis weder nach dem Gesetz 
noch nach der Satzung der Gesellschaft; nach dem Gesetz genügt es in 
diesen Fällen, wenn die Vollmachtserklärung von dem Bevollmächtigten 
nachprüfbar festgehalten wird; die Vollmachtserklärung muss zudem 
vollständig sein und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene 
Erklärungen enthalten. Aktionäre, die beabsichtigen ein Kreditinstitut, 
eine Aktionärsvereinigung oder ein anderes der in § 135 AktG gleich-
gestellten Institute, Unternehmen oder Personen zu bevollmächtigen, 
sollten daher die Form der Vollmacht vorab mit dem Bevollmächtigten 
abstimmen.

Die Erklärung der Vollmachtserteilung gegenüber der Gesellschaft, ihr 
Widerruf und die Übermittlung des Nachweises einer gegenüber einem 
Bevollmächtigten erklärten Vollmacht, bzw. deren Widerruf muss ent-
weder am Tag der Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten vor-
gewiesen werden oder der Gesellschaft unter der folgenden Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen:

Biosilu Healthcare AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: biosilu@better-orange.de

Ergänzend bieten wir unseren Aktionären an, sich durch von der Ge-
sellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bei den Abstimmungen ver-
treten zu lassen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft dürfen das 
Stimmrecht nur nach Maßgabe ausdrücklich erteilter Weisungen aus-
üben. Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müs-
sen der Gesellschaft mit der Vollmacht bis spätestens Mittwoch, den  
30. August 2017, 24:00 Uhr, schriftlich, per Telefax oder per E-Mail an:

Biosilu Healthcare AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: biosilu@better-orange.de

zugehen. Gleiches, einschließlich der vorgenannten Frist, gilt für die 
Änderung von Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
und den Widerruf der Vollmacht für von der Gesellschaft benannte 
Stimmrechtsvertreter.

Weitere Informationen zur Stimmrechtsvertretung sowie ein Formular 
zur Vollmachts- und Weisungserteilung erhalten die Aktionäre zusam-
men mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung. Informationen zur 
Stimmrechtsvertretung stehen den Aktionären auch unter der Internet-
adresse 

http://www.biosilu.com/en/investors-section/
annual-shareholder-meeting.html

zur Verfügung.

Soweit der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevoll-
mächtigt wird, müssen diesem in jedem Falle Weisungen für die Aus-
übung des Stimmrechts erteilt werden. Der Stimmrechtsvertreter ist 
verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Der Stimmrechtsvertreter 
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der Gesellschaft nimmt keine Vollmachten zur Einlegung von Wider-
sprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des 
Rede- und Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.

III.	 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären
 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von  
§§ 126, 127 des Aktiengesetzes sind ausschließlich an nachstehende 
Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu richten: 

Biosilu Healthcare AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 666
E-Mail: antraege@better-orange.de

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden 
nicht zugänglich gemacht.

Gegenanträge sind zu begründen. Vorbehaltlich der in § 126 Abs. 2 und 
3 AktG sowie in § 127 AktG genannten Gründe werden wir zugäng-
lich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
einschließlich des Namens des Aktionärs und der Begründung sowie 
etwaige Stellungnahmen der Verwaltung hierzu im Internet unter 

http://www.biosilu.com/en/investors-section/
annual-shareholder-meeting.html

veröffentlichen, wenn diese bis spätestens zum Ablauf des  
16. August 2017, 24.00 Uhr, bei der vorstehenden Adresse, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse eingehen. 

Die vorstehenden Regelungen gelten gemäß § 127 AktG für den Vor-
schlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 
Abschlussprüfern (sofern diese jeweils Gegenstand der Tagesordnung 
sind) sinngemäß. Solche Vorschläge müssen jedoch nicht begründet 
werden. Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen 
braucht der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann 
nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht den Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthält.

IV.	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das 
Grundkapital der Gesellschaft EUR 2.075.000,00 und ist eingeteilt in 
2.075.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien. 

Alle 2.075.000 Stückaktien sind teilnahme- und stimmberechtigt. Die 
Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien.

Frankfurt am Main, im Juli 2017

Biosilu Healthcare AG

Der Vorstand



Biosilu Healthcare AG
Thurn-und-Taxis-Platz 6
60313 Frankfurt
 
Phone: +49 69 34 87 52 25
 
Handelsregister: Frankfurt am Main (HRB 106465)

Biosilu Healthcare


